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gemailt. 
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D
ie Justiz in Nordrhein-West-
falen benötigt qualifizierten 
Nachwuchs. Mit einem An-

trag im Landtag sorgen CDU und 
Grüne nun dafür, dass mehr und 
bessere Praktikumsplätze in Ge-
richten, Staatsanwaltschaften und 
im Justizvollzug entstehen. Prakti-
ka sind oft der erste Schritt in ei-
nen erfolgreichen Beruf und ge-
ben jungen Menschen Orientie-
rung und Einblicke in spannende 
Tätigkeitsfelder.

Das neue Konzept sieht vor, den 
Zugang zu Praktikumsplätzen 
deutlich zu erleichtern. Schulpart-
nerschaften und Besuchspro-
gramme werden ausgebaut, die 
Zusammenarbeit mit weiterfüh-
renden Schulen aller Schulformen 
wird verbessert. Zudem entstehen 

standardisierte 
Praktikumspro-
gramme, die 
jungen Men-
schen einen 
struktur ierten 
Einblick ermög-
lichen. Auch für 
S c h ü l e r i n n e n 
und Schüler aus 
dem Kreis 
Heinsberg be-
deutet dies 
künftig bessere 
Chancen, frühzeitig die vielfälti-
gen Berufsfelder vom Justizvoll-
zug bis zur Rechtspflege kennen-
zulernen.

Mit dieser Initiative stärken wir 
nicht nur die Bildungsgerechtig-
keit, sondern sichern langfristig 

Praktika
Justiz öffnet Türen
 für junge Menschen

die Leistungsfähigkeit unseres 
Rechtsstaats. Denn nur mit gut 
ausgebildetem Personal kann die 
Justiz ihre wichtigen Aufgaben 
auch in Zukunft erfüllen. Die För-
derung junger Talente ist dabei 
ein wichtiger Baustein. 

Thomas Schnelle
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NRW
B

ei unserer zweitägigen Klau-
surtagung der CDU-Land-
tagsfraktion im Oktober in 

Kamp-Lintfort stand eine zentrale 
Frage im Mittelpunkt: Wie machen 
wir Nordrhein-Westfalen wieder 
zum Motor für Wachstum und 
Wohlstand? Die Antwort der Frak-
tion ist klar: durch solide Haus-
haltspolitik, konsequenten Büro-
kratieabbau und verlässliche Rah-
menbedingungen für Wirtschaft 
und Kommunen.

Ministerpräsident Hendrik Wüst 
berichtete über die Fortschritte 
der Landesregierung und machte 
deutlich, dass Nordrhein-Westfa-
len liefern muss, um das Vertrauen 
der Bürgerinnen und Bürger zu-
rückzugewinnen. Taten statt An-
kündigungen – nach diesem Prin-
zip arbeitet die Koalition daran, 
das größte Bundesland wieder auf 
Erfolgskurs zu bringen. Ein beson-
derer Höhepunkt war der Vortrag 
von Bundesminister Dr. Karsten 
Wildberger, der eindrücklich dar-
legte, wie Digitalisierung und 
Staatsmodernisierung Hand in 
Hand gehen müssen, um 
Deutschland wieder wettbe-
werbsfähig zu machen.

Kernstück der Klausurtagung war 
die Verabschiedung eines umfas-
senden Reformpapiers unter dem 
Motto „Nordrhein-Westfalen ge-
stalten: modern, sicher und ge-
recht“. Das Papier bündelt die 
Schwerpunkte der Fraktionsarbeit 
für die kommenden Monate und 

zeigt konkrete Wege auf, wie das 
Land wieder nach vorn gebracht 
werden kann. Im Zentrum stehen 
drei große Bereiche: Erstens die 
Schaffung besserer Rahmen-
bedingungen für die Wirtschaft 
durch konsequenten Bürokratie-
abbau, beschleunigte Planungs-
verfahren und den Ausbau digita-
ler wie klassischer Infrastruktur. 
Zweitens ein umfassendes Update 
für die Sicherheit mit dem größten 
Sicherheitspaket der Landesge-
schichte, der Stärkung von Polizei 
und Katastrophenschutz sowie 
neuen Maßnahmen in der Cyber-
sicherheit. Drittens die Sicherstel-
lung der Daseinsvorsorge durch 
die Krankenhausreform, Investitio-
nen in Bildung und Kinderbetreu-
ung sowie Rekordzuwendungen 
an die Kommunen.

Prof. Moritz Schularick vom Kiel In-
stitut für Weltwirtschaft lieferte 
wichtige Impulse zur wirtschaftli-
chen Lage und machte deutlich, 
dass Nordrhein-Westfalen als In-

Klausurtagung
Fraktion setzt auf Wirtschaft,
 Sicherheit und solide Finanzen

dustriestandort nur mit modernen 
Rahmenbedingungen zukunftsfä-
hig bleibt. Erich Gussen, Präsident 
des Rheinischen Landwirtschafts-
verbands, verdeutlichte die Her-
ausforderungen für die Landwirt-
schaft in der Region. Mit Anja We-
ber vom DGB NRW diskutierte die 
Fraktion über Perspektiven für Ar-
beit und Gesellschaft, während 
Patrick Schlüter von der Polizei-
Gewerkschaft GdP zur Sicherheits-
lage und zur Situation der Polizei 
Stellung bezog.

Im Haushalts- und Finanzaus-
schuss wird in den kommenden 
Monaten intensiv am Landeshaus-
halt gearbeitet. Dabei gilt es, Priori-
täten zu setzen: Investitionen in 
Bildung, Infrastruktur und Sicher-
heit bei gleichzeitiger Haushalts-
konsolidierung. Die Fraktion hat 
die Weichen gestellt, um Nord-
rhein-Westfalen modern, sicher 
und gerecht zu gestalten – mit so-
liden Finanzen als Fundament für 
die Zukunft. Bernd Krückel

Klausurtagung 

der CDU-Land-

tagsfraktion in 

Kamp-Lintfort.
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LAND
E

nde September hat die Lan-
desregierung die Eckpunkte 
für eine umfassende Reform 

des Kinderbildungsgesetzes (Ki-
Biz) beschlossen. Wir wissen, wie 
wichtig eine verlässliche Bil-
dungsinfrastruktur für alle ist. Vor-
ab möchte ich feststellen, dass al-
lein das Wohl und die Chancen 
der Kinder es wert sind, die größt-
möglichen Anstrengungen zu un-
ternehmen.

Die nun beschlossenen Eckpunk-
te der KiBiz-Reform ruhen auf vier 
Säulen. Das Land stellt ab August 
2027 jährlich zusätzlich 200 Millio-
nen Euro für die Grundfinanzie-
rung bereit, also die Mittel, die 
jede KiTa für ein betreutes Kind er-
hält, und schafft damit dauerhafte 
Planungssicherheit. Weitere 1,5 
Milliarden Euro aus dem Sonder-
vermögen Infrastruktur hält das 
Land für Investitionen bereit. Eine 
Personaloffensive mit mindestens 
50 Millionen Euro jährlich soll 
mehr Fachkräfte für das System 
gewinnen. Dazu kommen umfang-
reiche Maßnahmen zur Entbüro-
kratisierung und Flexibilisierung, 
die Trägern und Kommunen den 
Alltag erleichtern sollen.

Die Unsicherheit über Öffnungs-
zeiten und Personalsituation soll 
ein Ende finden. Prüfverfahren 
werden gestrafft, Dokumentati-
onspflichten reduziert. Die praxi-
sintegrierte Ausbildung für Kinder-
pfleger wird ins KiBiz integriert, die 

Fördersätze für Erzieherausbil-
dung erhöht. All das sind Baustei-
ne, um dem Fachkräftemangel 
entgegenzuwirken, der auch bei 
uns im Kreis Heinsberg spürbar ist.

Aber nicht nur Kinder, Eltern oder 
das Fachpersonal profitieren di-
rekt von einer guten Steuerung, 
auch die gesamtgesellschaftli-
chen Auswirkungen können ge-
messen werden: Nicht alle staatli-
chen Ausgaben sind gleich 
wirksam, das ist selbstverständ-
lich. Während etwa Rüstungsaus-
gaben volkswirtschaftlich be-
trachtet nur einen Multiplikator 
zwischen 0,5 und 1 erreichen – je-
der investierte Euro erzeugt also 
mindestens 50 Cent zusätzliche 
Wertschöpfung –, sieht die Rech-
nung bei Bildungsinvestitionen 
ganz anders aus. Jeder Euro, der 

in frühkindliche Bildung fließt, er-
wirtschaftet einen volkswirtschaft-
lichen Nutzen von rund 2,70 Euro. 
Es handelt sich somit um echte Zu-
kunftsinvestitionen, die die Pro-
duktivität unserer Gesellschaft 
dauerhaft steigern. Höhere Bil-
dungsabschlüsse, bessere Ge-
sundheit, geringere Sozialkosten 
und stärkere wirtschaftliche Teil-
habe zahlen sich über Jahrzehnte 
aus.

Diese Reform ist daher weit mehr 
als ein sozialpolitisches Pro-
gramm. Sie ist eine Investition in 
wirtschaftliche Stabilität, gesell-
schaftlichen Zusammenhalt und 
Chancengerechtigkeit. Sie schafft 
die Voraussetzungen dafür, dass 
alle Kinder in NRW und im Kreis 
Heinsberg die bestmöglichen 
Startchancen bekommen. 

Bernd Krückel

KiBiz-Reform
Mehr Verlässlichkeit und Stabilität
 in der Kinderbetreuung
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NRWWahlalter 16
Forderung aus dem Koalitionsvertrag
 wird umgesetzt

E
nde September hat der nord-
rhein-westfälische Landtag 
einen Schritt in Richtung poli-

tischer Teilhabe junger Menschen 
unternommen. Mit breiter Mehr-
heit brachten CDU, SPD, Grüne 
und FDP einen Gesetzentwurf zur 
Änderung der Landesverfassung 
ein, der das Wahlalter bei Land-
tagswahlen von 18 auf 16 Jahre 
absenken soll. Für die nächste 
Landtagswahl 2027 könnten da-
mit rund 298 000 zusätzliche jun-
ge Bürgerinnen und Bürger erst-
mals ihre Stimme abgeben.

Bei Europa- und Kommunalwah-
len dürfen Sechzehnjährige be-
reits wählen. Dass ausgerechnet 
bei Landtagswahlen, wo auch 
über Bildungspolitik, Strukturwan-
del und die Zukunft ihrer Heima-
tregion entschieden wird, ihre 
Stimme bislang nicht zählte, wird 
nun korrigiert.

Für die notwendige Zwei-Drittel-
Mehrheit zur Verfassungsände-
rung ist die breite überparteiliche 
Unterstützung entscheidend. 
Dass jetzt alle demokratischen 
Parteien an einem Strang ziehen, 
ist ein ermutigendes Signal für de-
mokratische Erneuerung.

Die Absenkung des Wahlalters ist 
auch eine Antwort auf den demo-
grafischen Wandel. Während der 
Anteil älterer Wahlberechtigter zu-
nimmt, schrumpft der Anteil jun-
ger Menschen an der Wahlbevöl-

kerung. Eine zukunftsfähige Ge-
sellschaft muss jenen eine Stimme 
geben, die am längsten mit den 
Folgen heutiger Entscheidungen 
leben werden. Gerade in Fragen 
des Strukturwandels, der Energie-
politik oder der Bildungsfinanzie-
rung haben junge Menschen ein 
legitimes Interesse an Mitsprache. 
Die Verfassungsänderung ist so-
mit ein Bekenntnis zur politischen 
Teilhabe der jungen Generation 
und zur Erneuerungsfähigkeit un-
serer Demokratie.

Bei zahlreichen Landtagsbesu-
chen von Schülerinnen und Schü-
lern habe ich erlebt, dass junge 
Menschen zunehmend auf politi-
sche Teilhabe, gerade bei Wahlen, 
drängen. Es liegt an uns, dass wir 
für junge Menschen im Alter von 
16 bis 18 Jahren Ansprechpartner 
sind und wählbar werden und 
bleiben. Bernd Krückel

NRW-Innenminister Herbert Reul.



6 /  MDL-NEWSLETTER 06/2025

LAND
D

as Land Nordrhein-Westfa-
len setzt seine Photovoltaik-
Offensive fort und öffnet er-

neut die Förderung für Freiflä-
chenanlagen. Bis Jahresende ste-
hen dafür rund zehn Millionen 
Euro bereit. Besonders für Unter-
nehmen bietet diese Förderung 
attraktive Möglichkeiten, die 
Strombezugskosten deutlich zu 
senken und mehr Planungssicher-
heit bei den Energiekosten zu ge-
winnen. In den vergangenen zwei 
Jahren ist die installierte Leistung 
aus Freiflächen-Photovoltaik in 

Nordrhein-Westfalen um etwa 
60 % gestiegen. Derzeit sind mehr 
als 1300 Anlagen mit einer Ge-
samtleistung von 880 Megawatt in 
Betrieb. Das ist ungefähr die Leis-
tung eines AKW-Reaktorblocks. 

Die Förderquoten des Programms 
sind gestaffelt: Agri-Photovoltaik 
und Floating-Anlagen werden mit 
bis zu 25 % bezuschusst, klassi-
sche Freiflächen-Anlagen erhalten 
bis zu 20 %. Zusätzlich werden Be-
ratungsleistungen mit bis zu 70 % 
gefördert.

Gerade im ländlichen Raum kön-
nen Unternehmen und landwirt-
schaftliche Betriebe von dieser 
Förderung profitieren. Freiflächen-
Photovoltaik ist aktuell die güns-
tigste Stromerzeugungsart in 
Deutschland und stärkt die Wett-
bewerbsfähigkeit der regionalen 
Wirtschaft. Bis 2030 soll die instal-
lierte Leistung landesweit mehr 
als verdoppelt werden. Mit geziel-
ter Förderung unterstützt die Lan-
desregierung diesen Schritt zur 
Energiewende. Bernd Krückel

Photovoltaik

Wissensplattform

Neue Förderungen für Solarenergie
 stärkt Unternehmen

Digitales Bauen
 für effizientere Kommunen

D
as Land Nordrhein-Westfa-
len hat Anfang Oktober eine 
neue Wissensplattform für 

digitales Planen und Bauen ge-
startet: www.bauportal.nrw/bim-
wissen/bim-is-win. Unter der Be-
zeichnung „Building Information 
Modeling“ (BIM) werden dabei 
dreidimensionale digitale Abbil-
der realer Gebäude erstellt. 

Alle technischen Informationen 
zum Gebäude sind damit in Se-
kunden mit einem Tablet abrufbar. 
Reparaturen und Wartungen kön-

nen dadurch viel schneller durch-
geführt werden.

Die neue Plattform soll nordrhein-
westfälische Kommunen praxis-
nah und niedrigschwellig dabei 
unterstützen, diese Methode ein-
zuführen und anzuwenden. Herz-
stück sind interaktive Anwendun-
gen, mit denen Nutzerinnen und 
Nutzer ihren Wissensstand gezielt 
einschätzen und verbessern kön-
nen. Von den Grundlagen über 
Praxisbeispiele bis zum vertieften 
Wissen finden Kommunen gebün-

deltes Wissen auf einer zentralen 
Plattform.

Richtig eingesetzt ermöglicht die 
Methode, dass Bauprojekte 
schneller, kostengünstiger und 
nachhaltiger umgesetzt werden. 
So kann mehr bezahlbarer Woh-
nungsbau geschaffen und der Be-
stand fachgerecht saniert werden. 
Gerade in Zeiten herausfordern-
der Kommunal- und Landesfinan-
zen sind solche Effizienzgewinne 
von großer Bedeutung. 

Bernd Krückel
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Aktuelle Stunde
Asylverfahren werden schneller
 Spezialisierung und mehr Richter

W
er Ordnung und Steue-
rung in der Migrationspo-
litik ernst meint, muss da-

für sorgen, dass Asylverfahren zü-
gig abgeschlossen werden. NRW 
liefert: Die Landesregierung hat im 
vergangenen Herbst eine grundle-
gende Neuorganisation der ver-
waltungsgerichtlichen Zuständig-
keiten auf den Weg gebracht – mit 
beachtlichem Erfolg: Die durch-
schnittliche Verfahrensdauer bei 
Asylklagen konnte innerhalb eines 
Jahres von über 16 Monaten auf 
gut 12 Monate reduziert werden. 
In den neu eingerichteten speziali-
sierten Asylkammern, die aus-
schließlich neue Verfahren bear-
beiten, liegt die Bearbeitungszeit 
sogar bei nur zwei bis drei Mona-
ten. Das bedeutet: Betroffene er-
halten zeitnah Klarheit über ihre 
Bleibeperspektive, und der Bear-

beitungsstau bei Altverfahren löst 
sich Schritt für Schritt auf. Die Her-
kunftsstaaten von Asylsuchenden 
wurden in geografische Cluster 
eingeteilt und auf die sieben Ver-
waltungsgerichte im Land verteilt. 
Dadurch können sich die Richte-
rinnen und Richter auf bestimmte 
Regionen spezialisieren und Ver-
fahren fundierter und schneller 
bearbeiten. Gleichzeitig wurden 
die Verwaltungsgerichte personell 
verstärkt. Insgesamt gibt es mitt-
lerweile sechs Kammern, die sich 
ausschließlich mit Asylfragen be-
fassen. Für das kommende Jahr 
sind fünf weitere Spruchkörper ge-
plant.

Wenn früher Klarheit darüber 
herrscht, wer bleiben darf und wer 
ausreisepflichtig ist, können die 
örtlichen Behörden ihre Arbeit 

besser planen und Ressourcen 
gezielter einsetzen. Die Beschleu-
nigung hilft auch den Menschen, 
die auf eine Entscheidung warten 
– sie können schneller mit der Inte-
gration beginnen oder wissen, 
dass sie Deutschland verlassen 
müssen. Beides ist wichtig für eine 
geordnete Migrationspolitik.

NRW ist bundesweit das Land mit 
den meisten Rückführungen. Die-
ser Kurs wird konsequent fortge-
setzt. Schnelle Gerichtsverfahren 
sind dabei ein zentraler Baustein, 
denn nur wenn rechtssichere Ent-
scheidungen zügig vorliegen, 
kann der Staat handeln. Die Lan-
desregierung hat gezeigt, dass sie 
Ankündigungen Taten folgen 
lässt – in der Justiz wie in der ge-
samten Sicherheitspolitik. 

Thomas Schnelle

NRW

S
eit gut zwei Jahren arbeitet 
die Zentralstelle für die Ver-
folgung der Umweltkriminali-

tät in NRW mit beeindruckendem 
Erfolg. Die von der Landesregie-
rung eingerichtete Behörde in 
Dortmund hat sich bereits zu einer 
der führenden Institutionen Euro-
pas in diesem Bereich entwickelt. 
Mit gebündelter juristischer, tech-
nischer und naturwissenschaftli-
cher Expertise gehen spezialisier-

te Staatsanwälte gegen organi-
sierte Umweltkriminalität vor. Die 
Erfolge können sich sehen lassen. 
Zuletzt wurde ein groß angelegter 
Einsatz gegen ein kriminelles 
Netzwerk durchgeführt, das ton-
nenweise belastete Böden illegal 
entsorgt haben soll. Solche Fälle 
treffen nicht nur die Umwelt, son-
dern auch die vielen rechtschaffe-
nen Unternehmen, die sich an Ge-
setze halten und dadurch im Wett-

bewerb benachteiligt werden. Die 
Zentralstelle zeigt, dass Nord-
rhein-Westfalen Null Toleranz ge-
genüber organisierter Kriminalität 
walten lässt. Umwelt- und Res-
sourcenschutz sind keine Neben-
schauplätze, sondern Kernaufga-
ben eines modernen Rechtsstaats. 
Mit der notwendigen Entschlos-
senheit und Zusammenarbeit set-
zen wir bundesweit Maßstäbe. 

Thomas Schnelle

Schlagkräftig gegen 
 Umweltkriminalität
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LAND
D

ie Bundeswehr steht vor ei-
nem personellen Aufwuchs, 
hauptsächlich durch die Plä-

ne für einen neuen Wehrdienst, 
der zu einer Wehrpflicht ausge-
weitet werden kann, wenn sich 
nicht genügend Freiwillige finden. 
Dafür braucht es schnell neue In-
frastruktur. Nordrhein-Westfalen 
übernimmt dabei eine zentrale 
Rolle: Die Bundesbauverwaltung 
unseres Landes koordiniert die 
Vergabe für einen Großauftrag, mit 
dem ab kommendem Jahr bun-
desweit rund 270 neue Gebäude 
entstehen sollen. 

Die Dringlichkeit dieses Vorha-
bens wird deutlich, wenn man die 
Ausgangslage betrachtet. Der ge-
plante Personalaufwuchs um bis 
zu 80 000 aktive Soldatinnen und 
Soldaten erfordert entsprechende 

Unterbringungskapazitäten. Doch 
die Ausgangslage ist herausfor-
dernd: Etwa 60 % der bestehen-
den Liegenschaften stammen aus 
der Vor-Wende-Zeit, teils noch aus 
den 1950er bis 1970er-Jahren. 
Truppenunterkünfte mit Schim-
melproblemen, veraltete Kfz-Hal-
len und Munitionslager, die heuti-
gen Sicherheitsanforderungen 
nicht mehr entsprechen, prägen 
vielerorts das Bild. Tausende offe-
ne Sanierungsmaßnahmen war-
ten auf ihre Umsetzung.

Daher soll jetzt mit einer standardi-
sierten Containerbauweise, die 
bisher für Feldlager im Auslands-
einsatz genutzt wurde, auch im In-
land für unsere neuen Rekrutin-
nen und Rekruten gebaut werden. 
Die geplante Nutzungsdauer die-
ser Unterbringungen soll mindes-

tens 25 Jahre betragen. Jede der 
über 100 geplanten Einrichtun-
gen bietet auf etwa 3100 Quadrat-
metern Unterkunft für bis zu 240 
Rekrutinnen und Rekruten sowie 
die erforderlichen Ausbildungs- 
und Lagerräume. Die Viermann-
zimmer haben eine Raumgröße 
von 35 Quadratmetern.

Das Projekt ist trotz der für die 
schnelle und kurzfristige Unter-
bringung vorgesehenen Contai-
ner ambitioniert. Von der Vorberei-
tung über die Vergabe bis zur Pla-
nung sind etwa 15 Monate vorge-
sehen, die Bauphase selbst soll 
nur sechs Monate dauern. Mög-
lich wird dies durch modulare 
Bauweise und feste Rahmenver-
einbarungen. Das bewährte Kon-
zept aus Auslandseinsätzen wird 
nun auf das Inland übertragen.

Als Partner der Zeitenwende steht 
Nordrhein-Westfalen fest an der 
Seite der Bundeswehr und unse-
rer künftigen Rekruten oder Rekru-
tinnen, ob freiwillig oder wehr-
pflichtig. So wird unser Staat 
handlungs- und leistungsfähig für 
künftige Herausforderungen. 

Thomas Schnelle

Verteidigung
NRW übernimmt Schlüsselrolle
 beim Bundeswehrausbau

Vergleichbare G-Cap-

Unterkunft in Litauen.
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NRW
I

n der Nacht zum 3. Oktober wur-
den über dem belgischen Mili-
tärstützpunkt Elsenborn, direkt 

an der Grenze zu Nordrhein-West-
falen, mehr als ein Dutzend Droh-
nen gesichtet. Die Polizei Düren 
beobachtete die Flugobjekte beim 
Eindringen in den deutschen Luft-
raum. Aus dem Krieg in der Ukrai-
ne wissen wir, dass kleine, han-
delsübliche Drohnen, bestückt mit 
Sprengladungen, zum modernen 
Kriegsgerät gehören. Selbst 
schwere russische Panzer konn-
ten durch den Einsatz solcher 
Drohnen gesprengt werden. Und 
so eine Drohne kostet in der Her-
stellung kaum 1.000 Euro.

Diese potenzielle Gefahrenlage 
gab uns als CDU-Fraktion Anlass, 
eine Aktuelle Stunde im Landtag 
zu beantragen, um das Thema 
ausführlich zu debattieren. Als In-
dustrieland mit Chemieparks, 
Kraftwerken und Verkehrsknoten-
punkten ist Nordrhein-Westfalen 
besonders exponiert. Doch wäh-
rend wir über den Schutz kriti-
scher Infrastruktur diskutierten, 
nutzte die FDP die Gelegenheit für 
eine Scheindebatte: Sie forderte 
ein neues Drohnengesetz zum an-
geblichen Schutz vor Drohnenein-
sätzen unserer eigenen Behörden.

Die Argumentation wirkt konstru-
iert. Als Beispiel diente ein Fall aus 
Bayern, bei dem eine geplante 
Drohnenbefliegung durch ein Ver-

waltungsgericht gestoppt wurde, 
bevor überhaupt ein Bild gemacht 
werden konnte. Das System funkti-
onierte also. Dennoch stellte die 
FDP über 40 Fragen zum Daten-
schutz, deren Antworten bereits in 
der geltenden Datenschutzgrund-
verordnung zu finden sind.

Besonders problematisch ist das 
Misstrauen unseren Behörden ge-
genüber, Rettungskräften und eh-
renamtlichen Helfern im Katastro-
phenschutz. Aus meiner Erfah-
rung bei der Polizei, den Feuer-
wehren und im Katastrophen-
schutz kenne ich den Wert von 
Drohnen als modernes Einsatzmit-
tel bei Hochwasserüberwachung, 
Vermisstensuche und Dokumen-
tation von Großschadenslagen. 
Drohnen schützen uns, wenn sie 
richtig eingesetzt werden.

Die gesetzlichen Grundlagen sind 
bereits vorhanden. Die Daten-
schutzgrundverordnung gilt un-
mittelbar, das Datenschutzgesetz 
Nordrhein-Westfalen regelt die 
Datenverarbeitung durch Behör-
den. Für Polizei und Katastrophen-
schutz existieren spezielle Rege-

lungen mit strengen Vorausset-
zungen. Ein weiteres Gesetz wür-
de lediglich mehr Bürokratie be-
deuten. Was wir wirklich benöti-
gen, ist eine effektive Drohnenab-
wehr zum Schutz unserer kriti-
schen Infrastruktur. 

Mittlerweile wurde auf Bundes-
ebene gehandelt: Das Bundeska-
binett hat einen Entwurf für ein 
neues Bundespolizeigesetz be-
schlossen, das der Bundespolizei 
erstmals klare Befugnisse zur 
Drohnenabwehr gibt. Bundesin-
nenminister Alexander Dobrindt 
kündigte zudem an, noch in die-
sem Jahr eine Drohnenabwehrein-
heit bei der Bundespolizei einzu-
richten und ein Drohnenabwehr-
zentrum von Bund und Ländern in 
Betrieb zu nehmen. 

Auch Innenminister Herbert Reul 
betonte in der Debatte, dass Nord-
rhein-Westfalen bei kommerziellen 
Drohnen bereits gut aufgestellt sei, 
die großen militärischen Drohnen 
jedoch eine neue Herausforde-
rung darstellten, die eine enge Ab-
stimmung zwischen Bund, Län-
dern und Bundeswehr erfordere. 
Wir müssen feindliche Drohnen er-
kennen und abwehren können 
und gleichzeitig unsere Rettungs-
kräfte bei den sinnvollen Einsatz-
möglichkeiten dieser Technologie 
unterstützen. Beides ist möglich, 
beides ist nötig. 

Thomas Schnelle

Verteidigung
Drohnen an unserer Grenze
 Reale Bedrohung statt Scheindeba-
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ie Deutsche Lebens-Ret-
tungs-Gesellschaft in Nord-
rhein-Westfalen feierte kürz-

lich ihr 100-jähriges Bestehen mit 
einem parlamentarischen Abend 
im Landtag. Als Ansprechpartner 
der CDU-Fraktion für Feuerwehr 
und Katastrophenschutz nahm ich 
an der Podiumsdiskussion teil und 
diskutierte über die Herausforde-
rungen im Katastrophenschutz.

Die DLRG ist ein unverzichtbarer 
Partner für die Sicherheit von uns 
allen. Der DLRG-Bezirk Kreis 
Heinsberg stellt mit seinem Tauch-
trupp beispielsweise fünf Einsatz-
kräfte für den Wasserrettungszug 
der Bezirksregierung Köln. Bei 
Starkregen und Hochwasser kom-
men diese Spezialkräfte deutsch-
landweit zum Einsatz – eine Exper-
tise, die in Zeiten des Klimawan-
dels immer wichtiger wird.

Die Verbindung von Schwimm-
ausbildung, Wasserrettung und 
Katastrophenschutz macht die 
DLRG zu einem unverzichtbaren 
Baustein unserer Sicherheitsarchi-
tektur. In der Diskussion wurde 
deutlich: Die DLRG benötigt wei-
terhin starke politische Unterstüt-
zung, um ihre wichtige Arbeit für 
die Bürger in Nordrhein-Westfalen 
fortzusetzen. Mit der derzeitigen 
Ausarbeitung der Novelle des 
BHKG wollen wir diese Unterstüt-
zung bieten. Thomas Schnelle

Podiumsdiskussion
DRLG-Jubiläum
 am Rande des Plenums

Auf der Podiumsdis-

kussion wurde über 

die Herausforderun-

gen im Katastrophen-

schutz gesprochen.


